
 

 

  ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
des Kreises Heinsberg 

Aktenzeichen: 370.0018/26/1.6.2 
 

                           
 
Gemäß § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) wird hiermit nachfolgende Entscheidung auf 
Antrag der Vorhabenträgerin öffentlich bekannt gemacht: 
 
 

I. Verfügender Teil des Bescheides 
Auf Grund des § 16b Abs. 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m. den §§ 1 und 
2 Abs. 1 Nr. 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) erteile ich der 

 
MLK Consulting GmbH & Co.KG  

In Tenholt 33 
41812 Erkelenz 

 
auf ihren Antrag vom 20. Februar 2026 mit den am 16. und 20. März 2026 nachgereichten bzw. 
korrigierten Unterlagen die Änderungsgenehmigung zur Errichtung und Betrieb der Windener-
gieanlage WEA 16 im Windpark Tenholt auf dem Stadtgebiet Erkelenz. Die Windenergieanlage 
wird auf dem Grundstück Gemarkung Lövenich, Flur 3, Flurstück 90, errichtet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
      *1 Bezeichnung in den Antragsunterlagen: WEA 13 
     *2 Nabenhöhe inkl. 1 m Fundamenterhöhung 
     *3 ETRS89/UTM-Koordinaten (Zone 32) 

      
Die Änderungen beziehen sich auf einen Typenwechsel inkl. Erhöhung der Naben- und Gesamt-
höhe und auf eine Leistungserhöhung. 
Zudem wird der Standort der Windenergieanlage WEA 16 um 45,5 m verschoben.  

 
Die Genehmigung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter und der behördlichen Entschei-
dungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden, erteilt. Die-
ser Bescheid schließt gemäß § 13 BImSchG alle für das Vorhaben erforderlichen anlagenbezoge-
nen Zulassungen ein.  

 
Dieser Änderungsbescheid ergeht auf Grundlage der vorgelegten und mit dem Änderungsbe-
scheid verbundenen Antragsunterlagen. Diese Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungs-
bescheides und maßgebend für die geänderte Ausführung, soweit nicht durch die unter Ziffern II. 
aufgeführten Nebenbestimmungen eine andere Regelung getroffen wird. 

 
Die in der am 06. Oktober 2025 erteilte Ursprungsgenehmigung mit dem Az. 370.0036/25/1.6.2 
zur Errichtung und zum Betrieb dieser Anlage zur Nutzung von Windenergie getroffenen Rege-
lungen und Inhalte gelten fort, soweit sie nicht durch die in dieser Genehmigung getroffenen Re-
gelungen geändert oder ergänzt werden. 
 
II. Rechtsbehelfsbelehrung des Bescheides 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Oberverwal-
tungsgericht Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, erhoben werden. 
 

WEA 
Nr. Typ Nenn- 

leistung 
Naben- 
höhe*2 

Rotordurch- 
messer 

 
Rechts-
wert*3 

 
Hoch-
wert*3 

16*1 Enercon E-175 EP5 E2 7,0 MW 151,5 m 175 m 313.13
9 5.658.067 



 

 

 III. Sonstige Angaben 
  Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen). 
 

 
 
Der Änderungsgenehmigungsbescheid (einschließlich Begründung) liegt in der Zeit vom 

 
 

        06.07.2026 bis einschließlich 20.07.2026 
 
 
bei den nachstehend genannten Stellen aus und kann dort während der Dienststunden zu den angegebe-
nen Zeiten eingesehen werden. 
 

 
1. Landrat des Kreises Heinsberg 

Valkenburger Straße 45, 52525 Heinsberg, Raum: 604 (6. Etage) 
 Tel.: 02452/13-6352 oder -6336 
 montags und mittwochs    von 07:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
 dienstags und donnerstags   von 07:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 freitags     von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 

 
 
2. Stadt Erkelenz, Rathaus 

Johannismarkt 17, 41812 Erkelenz, Raum: 145 
Tel.: 02431/85262 
Ansprechpartner: Herr Häusler 
montags bis freitags   von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
dienstags    von 14:00 Uhr bis 16:30 Uhr 

Daneben besteht die Möglichkeit, den Änderungsgenehmigungsbescheid im oben genannten Zeitraum 
unter der Adresse https://www.kreis-heinsberg.de/verwaltung/bekanntmachungen.html einzusehen.  
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Genehmigungsbescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Ober-
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, erheben.   
Nach § 63 Abs. 1 S. 1 BImSchG hat eine Anfechtungsklage eines Dritten gegen die Zulassung einer Wind-
energieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende Wirkung. Das 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, kann 
auf Antrag die aufschiebende Wirkung der Anfechtungsklage anordnen (§ 80 Abs. 5 S. 1 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO)). Der Antrag kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
gestellt und begründet werden (§ 63 Abs. 2 S. 1 BImSchG). 
 
Heinsberg, den 23.06.2026 
 
Der Landrat 
In Vertretung 
 
 
gez. Schneider 
Allgemeiner Vertreter 
 
 



  
    
 

 
 

 
 
 
 

Der Landrat des Kreises Heinsberg 
Valkenburger Straße 45, 52525 Heinsberg 

 
 

  
 
 
 
 
 
 

Genehmigungsbescheid 
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Heinsberg, den 16.06.2026 
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I. Tenor 
 
Auf Grund des § 16b Abs. 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m. den §§ 1 und 
2 Abs. 1 Nr. 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) erteile ich der 
 

MLK Consulting GmbH & Co.KG  
In Tenholt 33 

41812 Erkelenz 
 

auf ihren Antrag vom 20. Februar 2026 mit den am 16. und 20. März 2026 nachgereichten bzw. 
korrigierten Unterlagen die Änderungsgenehmigung zur Errichtung und Betrieb der Windenergie-
anlage WEA 16 im Windpark Tenholt auf dem Stadtgebiet Erkelenz. Die Windenergieanlage wird 
auf dem Grundstück Gemarkung Lövenich, Flur 3, Flurstück 90, errichtet. 
 

*1 Bezeichnung in den Antragsunterlagen: WEA 13 
*2 Nabenhöhe inkl. 1 m Fundamenterhöhung 
*3 ETRS89/UTM-Koordinaten (Zone 32) 

      
Die Änderungen beziehen sich auf einen Typenwechsel inkl. Erhöhung der Naben- und Gesamthöhe 
und auf eine Leistungserhöhung. 
Zudem wird der Standort der Windenergieanlage WEA 16 um 45,5 m verschoben.  
 
Die Genehmigung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter und der behördlichen Entschei-
dungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden, erteilt. Dieser 
Bescheid schließt gemäß § 13 BImSchG alle für das Vorhaben erforderlichen anlagenbezogenen 
Zulassungen ein.  
 
Dieser Änderungsbescheid ergeht auf Grundlage der vorgelegten und mit dem Änderungsbescheid 
verbundenen Antragsunterlagen. Diese Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbescheides 
und maßgebend für die geänderte Ausführung, soweit nicht durch die unter Ziffern II. aufgeführten 
Nebenbestimmungen eine andere Regelung getroffen wird. 
 
Die in der am 06. Oktober 2025 erteilte Ursprungsgenehmigung mit dem Az. 370.0036/25/1.6.2 
zur Errichtung und zum Betrieb dieser Anlage zur Nutzung von Windenergie getroffenen Regelun-
gen und Inhalte gelten fort, soweit sie nicht durch die in dieser Genehmigung getroffenen Regelun-
gen geändert oder ergänzt werden. 
 

WEA 
Nr. Typ Nenn- 

leistung 
Naben- 
höhe*2 

Rotordurch- 
messer 

 
Rechts-
wert*3 

 
Hoch-
wert*3 

16*1 Enercon E-175 EP5 E2 7,0 MW 151,5 m 175 m 313.139 5.658.067 
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II. Nebenbestimmungen 
 
 

Zur besseren Orientierung werden die Bezifferungen der Nebenbestimmungen aus der Ursprungs-
genehmigung beibehalten. 
 

 
A. Bedingungen 
 
Die Bedingungen 1. - 3. der Ursprungsgenehmigung werden ersetzt durch: 
 

1. Erlöschen / Wirksamkeit der Genehmigung 
 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bestandskraft dieses Be-
scheides mit der Errichtung der Anlage begonnen wird und nicht innerhalb von weiteren zwei Jah-
ren die Inbetriebnahme erfolgt. Die Frist kann auf Antrag des Betreibers aus wichtigem Grund 
durch die Genehmigungsbehörde (Untere Umweltschutzbehörde des Kreises Heinsberg beim Amt 
für Bauen und Wohnen - Immissionsschutz) verlängert werden. 
 
Die Genehmigung wird erst wirksam, wenn die erforderlichen Baulasten zur Sicherung der Ab-
standsflächen in das Baulastenverzeichnis der zuständigen Bauaufsichtsbehörde eingetragen sind 
und der Genehmigungsbehörde über die erfolgte Eintragung vor Baubeginn ein schriftlicher Nach-
weis vorliegt. Die erforderlichen Unterlagen für die Eintragung der Baulasten sind bei der Bauauf-
sichtsbehörde der Stadt Erkelenz zu erfragen.  
 
 
2. Sicherstellung des Rückbaus  
 
Zur Sicherstellung des Rückbaus nach § 35 Abs. 5 Satz 2 des Baugesetzbuches (BauGB) ist für die 
Windenergieanlage WEA 16 vor Baubeginn der Genehmigungsbehörde eine Sicherheitsleistung in 
Form einer selbstschuldnerischen Bürgschaft einer deutschen Bank oder öffentlichen Sparkasse in 
Höhe von 243.067,50 € beizubringen.  
In der Bürgschaft ist sicherzustellen, dass die bürgende Bank den Bürgschaftsbetrag auf erstes An-
fordern an den Kreis Heinsberg zahlt und auf die Einreden der Anrechnung, der Aufrechnung und 
der Vorausklage verzichtet (§§ 770, 771 Bürgerliches Gesetzbuch - BGB).  
 
 
3. Eingriffsregelung  
 
Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft 
Für den Eingriff in das Landschaftsbild wurde ein Ersatzgeld für die WEA 16 in Höhe von insgesamt 
21.036,37 € ermittelt.  
Das bilanzierte Defizit für den Eingriff in den Naturhaushalt beträgt 2.863 Ökopunkte (ÖP), was bei 
einer Ersatzgeldfestlegung des Kreises Heinsberg in Höhe von 3,60 € pro Punkt einem Ersatzgeld 
von 10.306,80 € entspricht.  
 
Die Kompensation für den Eingriff in den Naturhaushalt kann entweder über die Zahlung eines Er-
satzgeldes oder über die Anlage der CEF-Maßnahme für die Feldlerche im Kreis Heinsberg abge-
golten werden. Im Rahmen der Artenschutzprüfung des Büros Ginster Landschaft & Umwelt mit 
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Stand 12. März 2025 wurde ermittelt, dass für zwei Brutpaare der Feldlerche ein vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) in einer Größenordnung von insgesamt 1 ha durchzuführen 
ist. Die Fläche muss entsprechend den Vorgaben aus der Artenschutzprüfung des Büros Ginster 
hergerichtet und gepflegt werden und im Kreis Heinsberg liegen.  
 
Der Antrag auf Einbuchung der CEF-Fläche in das Kompensationsflächenkataster muss der Unte-
ren Naturschutzbehörde bis spätestens zwei Wochen nach Baubeginn vorliegen. Sofern diese Frist 
nicht eingehalten wird, ist die CEF-Maßnahme in Form einer Ersatzgeldzahlung zu erbringen.  
 
Im Falle einer Ersatzgeldzahlung ist für die Herrichtung einer mindestens 1 ha großen CEF-
Maßnahmenfläche für die Feldlerche auf die Dauer von 25 Jahren einmalig ein Geldbetrag in Höhe 
von 104.999,62 € zu zahlen.  
 
Ersatzgeld 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft (Landschaftsbild, Naturhaushalt und Arten-
schutz) ist somit in Anwendung von § 15 Abs. 6 des Bundesnaturschutzgesetzes in Verbindung mit 
§ 31 des Landesnaturschutzgesetzes NRW für die WEA 16 ein Ersatzgeld in Höhe von insgesamt 
136.342,79 € bis spätestens zwei Wochen nach Baubeginn der Anlage auf folgende Bankverbin-
dung des Kreises Heinsberg bei der Kreissparkasse Heinsberg einzuzahlen: 
 
 IBAN:  DE76 3125 1220 0000 0002 73 
 BIC: WELADED1ERK 
 Haushaltsstelle: 13020202 (MLK WEA 16 Tenholt)  
 
Wird fristgerecht ein Antrag auf Einbuchung der 1 ha großen CEF-Maßnahmenfläche in das Kom-
pensationsflächenkataster des Kreises Heinsberg gestellt, über das sowohl der Artenschutz als 
auch der Eingriff in den Naturhaushalt abgegolten werden können, verringert sich das Ersatzgeld 
für die Windenergieanlage WEA 16 auf 21.036,37 €. 
 
Der Baubeginn ist der Unteren Naturschutzbehörde schriftlich anzuzeigen.  
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B. Auflagen 
 
2. Immissionsschutz 
 
2.1  Schallimmissionen 
 
Die Auflage 2.1.1 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

2.1.1  Betrieb zur Tageszeit (06:00 Uhr–22:00 Uhr) 
   
  Die von der Genehmigung erfasste Windenergieanlage WEA 16 darf tagsüber im unein-

geschränkten Betriebsmodus (Mode OM-0-0) mit einer maximalen Leistung von 
7.000 kW betrieben werden.  

   Zur Kennzeichnung der maximal zulässigen Emissionen sowie des genehmigungskonfor-
men Betriebs gelten folgende Werte: 

 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

Lw,Okt [dB(A)] 90,1 93,8 98,2 100,3 101,3 100,5 94,5 85,1 

Berücksichtigte 
Unsicherheiten 

σR = 0,5 dB               σP = 1,2 dB             σProg = 1 dB 

Le,max,Okt [dB(A)] 91,8 95,5 99,9 102,0 103,0 102,2 96,2 86,8 

Lo,Okt [dB(A)] 92,2 95,9 100,3 102,4 103,4 102,6 96,6 87,2 
  Tabelle 1 (uneingeschränkter Betrieb; Betriebsmodus Mode OM-0-0) 
  
 Die Werte der oberen Vertrauensbereichsgrenze Lo, Okt stellen das Maß für die Auswir-

kungen des genehmigungskonformen Betriebs inklusive aller erforderlichen Zuschläge 
zur Berücksichtigung von Unsicherheiten dar und dürfen nicht überschritten werden. Sie 
gelten somit auch als Vorbelastung für nachfolgende Anlagen. 

 
 
Die Auflage 2.1.2 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

2.1.2 Betrieb zur Nachtzeit (22:00 Uhr–06:00 Uhr) 
    
 Die von der Genehmigung erfasste Windenergieanlage WEA 16 darf zur Nachtzeit ent-

sprechend den Herstellerangaben im schalloptimierten Betriebsmodus (Mode OM-NR-
07-0) mit einer maximalen Leistung von 3.600 kW betrieben werden. 

 Zur Kennzeichnung der maximal zulässigen Emissionen sowie des genehmigungskonfor-
men Betriebs gelten folgende Werte: 

 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

Lw,Okt [dB(A)] 82,5 90,2 91,1 92,9 93,5 93,6 88,6 82,7 

Berücksichtigte 
Unsicherheiten 

σR = 0,5 dB               σP = 1,2 dB             σProg = 1 dB 

Le,max,Okt [dB(A)] 84,2 91,9 92,8 94,6 95,2 95,3 90,3 84,4 

Lo,Okt [dB(A)] 84,6 92,3 93,2 95,0 95,6 95,7 90,7 84,8 
Tabelle 2 (schalloptimierter Betriebsmodus Mode OM-NR-07-0) 
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  Die Werte der oberen Vertrauensbereichsgrenze Lo, Okt stellen das Maß für die Auswir-
kungen des genehmigungskonformen Betriebs inklusive aller erforderlichen Zuschläge 
zur Berücksichtigung von Unsicherheiten dar und dürfen nicht überschritten werden. Sie 
gelten somit auch als Vorbelastung für nachfolgende Anlagen. 

  
 Die Windenergieanlage ist so lange während der Nachtzeit von 22:00 - 06:00 Uhr außer 

Betrieb zu setzen, bis das Schallverhalten des WEA-Typs Enercon E-175 EP5 E2 durch 
FGW-konforme Vermessungen an der beantragten Windenergieanlage selbst oder einer 
anderen Windenergieanlage gleichen Typs belegt wird. Es ist nachzuweisen, dass die in 
den Windgeschwindigkeitsklassen (Wind-BIN) des höchsten gemessenen Summen-
schallleistungspegels vermessenen Oktavschallleistungspegel zuzüglich des 90%-Kon-
fidenzintervalls der Gesamtunsicherheit aus Vermessung, Serienstreuung und Progno-
semodell (Lo, Okt, Vermessung) die Werte der oberen Vertrauensbereichsgrenze Lo, Okt (siehe 
Tabelle 2) nicht überschreiten.  
Werden nicht alle Werte Lo, Okt der Tabelle 2 eingehalten, kann der Nachweis für die Auf-
nahme des Nachtbetriebes über die Durchführung einer erneuten Ausbreitungsrech-
nung für die betroffene einzelne Windenergieanlage erbracht werden. Diese Kontroll-
rechnung ist mit dem identischen Ausbreitungsmodell einschließlich der Immissions-
punktmodellierung durchzuführen, wie es in der Schallimmissionsprognose Nr. 221006-
7 vom 15.01.2026 der SAB Scholz Akustikberatung, Birkensteig 8, 16547 Birkenwerder, 
abgebildet ist. Als Eingangsdaten sind die oberen Vertrauensbereichsgrenzen der ver-
messenen Oktavschalleistungspegel (Lo, Okt, Vermessung) des Wind-BINs, dass immissionssei-
tig den höchsten Beurteilungspegel erzeugt, anzusetzen.  
Der Nachweis für die Aufnahme des Nachtbetriebes gilt dann als erbracht, wenn die so 
ermittelten Teilimmissionswerte der betroffenen einzelnen Windenergieanlage, die für 
sie in der Schallimmissionsprognose Nr. 221006-7 vom 15.01.2026 ermittelten und auf-
gelisteten Teilimmissionspegel nicht überschreiten.  
Der Nachtbetrieb ist nach positivem Nachweis und Freigabe durch die Genehmigungs-
behörde in dem Betriebsmodus Mode OM-NR-07-0 mit der zugehörigen maximalen 
Leistung zulässig, der dem vorgelegten schalltechnischen Nachweis zu Grunde liegt. 

 
 
Die Auflage 2.1.3 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

2.1.3  Die Geräuschimmissionen der von der Genehmigung erfassten Windenergieanlage dür-
fen im gesamten Einwirkungsbereich nicht zu einer Überschreitung der Immissionsricht-
werte (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA-Lärm, Nr. 6 i. V. m. Punkt 3.2.1, 
Absatz 3) an den in der Tabelle 1 in der Schallimmissionsprognose Nr. 221006-7 vom 
15. Januar 2026 der SAB Scholz Akustikberatung aufgeführten Immissionsorten (IO) 
beitragen. 

 Hierbei sind die Vorbelastungen und die Zusatzbelastungen zu berücksichtigen. Die in 
Tabelle 1 in der Schallimmissionsprognose Nr. 221006-7 vom 15. Januar 2026 festge-
setzten Immissionsrichtwerte (als Gesamtbelastung) sind an den aufgeführten Immissi-
onsorten einzuhalten.  

 
 
Die Auflage 2.1.4 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

2.1.4  Die Richtwertüberschreitungen nachts an den IO B2-B6 in Neu-Immerath, C1-C2 (Wey-
erhof), E1 (Hauerhof), F3 und F11 in Katzem und G4-G5 in Lövenich sind zulässig. Sie 
dürfen um nicht mehr als 1 dB (A) nachts überschritten werden.  

 Die Richtwertüberschreitung nachts an den IO D1 und D2 in Holzweiler, E2 (Hauerhof) 
und F1, F2, F4-F7 in Katzem um mehr als 1 dB (A) sind ebenfalls zulässig.  
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Die Auflagen 2.1.5 und 2.1.6 der Ursprungsgenehmigung werden ersatzlos gestrichen. 
 
 
2.3  Schattenwurf 
 
Das Kapitel „Schattenwurf“ wird unter Punkt 2.3 eingeführt: 
 

2.3.1   Laut Schattenwurfprognose (Bericht SWP_22-0005-02 der MLK Consulting GmbH & 
Co.KG vom 09. Februar 2026) kann an 32 Immissionsorten (Tabelle 2 der Prognose) eine 
Überschreitung der Grenzwerte von 30 Minuten am Tag und / oder 30 Stunden im Jahr 
vorkommen, wobei an 23 Immissionsorten lediglich die Zusatzbelastung die Überschrei-
tung verursacht und an 9 Immissionsorten die Zusatzbelastung zu einer weitergehenden 
bereits durch die Vorbelastung hervorgerufenen Überschreitung beiträgt.  

  An allen maßgeblichen Immissionsorten müssen alle für die Programmierung der Ab-
schalteinrichtung erforderlichen Parameter exakt ermittelt und vor Ort eingemessen 
werden. Die Koordinaten und berechneten Zeiten der Schattenwurfprognose geben 
keine ausreichende Genauigkeit für die Programmierung. 

 
2.3.2  Zur Einhaltung der Orientierungswerte von Immissionen durch Schattenwurf muss eine 

geeignete Schattenwurf-Abschaltanlage in die beantragte Windenergieanlage WEA 16 
installiert werden. 

 
2.3.3  Mindestens eine Woche vor beabsichtigter Inbetriebnahme ist der Genehmigungsbe-

hörde eine Bestätigung des Herstellers vorzulegen, dass die Schattenwurfabschaltung 
betriebsbereit ist.  

 
2.3.4  Durch die geeignete Abschaltvorrichtung muss überprüfbar und nachweisbar sicherge-

stellt werden, dass die Windenergieanlage – unter Berücksichtigung der Vorbelastung – 
insgesamt (real) an allen maßgeblichen Immissionsorten die Immissionsrichtwerte von 
8 Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschreitet. 

  An den Immissionsorten, an denen die zulässigen Richtwerte bereits durch die Vorbelas-
tung ausgeschöpft bzw. überschritten sind, darf die beantragte Windenergieanlage kei-
nen Schattenwurf mehr verursachen.  

 
2.3.5  Als maßgebliche Immissionsorte durch Schattenwurf werden die in der Tabelle 1 der 

Schattenwurfprognose mit der Bericht-Nr. SWP_22-0005-02 vom 09. Februar 2026 der 
MLK Consulting GmbH & Co.KG aufgeführten Immissionsorte festgelegt.  

 
2.3.6  Bei einer technischen Störung der Schattenwurf-Abschaltanlage ist die Windenergiean-

lage in den potenziellen Schattenwurfimmissionszeiten (akzeptorbezogen) unverzüglich 
außer Betrieb zu nehmen, bis die Funktionsfähigkeit der Abschalteinrichtung insgesamt 
wieder sichergestellt ist. Der Schattenwurf zwischen der Störung der Abschalteinrich-
tung und der Außerbetriebnahme der Windenergieanlage ist der aufsummierten realen 
Jahresbeschattungsdauer hinzuzurechnen. 

 
2.3.7  Die ermittelten Daten zu Sonnenscheindauer, Abschalt- und Beschattungszeiträumen 

müssen von der Abschalteinrichtung für jeden Immissionsort registriert werden. Eben-
falls sind technische Störungen des Schattenwurfmoduls und des Strahlensensors zu re-
gistrieren. Die registrierten Daten sind drei Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der 
Genehmigungsbehörde vorzulegen.  
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2.3.8  Die tatsächlichen Abschaltzeiten der Windenergieanlage aufgrund von Schattenwurf 
sind zu dokumentieren. Die Protokolle hierüber sind in Form einer monatlichen Über-
sicht, unter Angabe von Tag und Uhrzeit für die ersten zwölf Monate nach Inbetrieb-
nahme zu erstellen und nach Aufforderung der Genehmigungsbehörde vorzulegen. Die 
registrierten Daten sind drei Jahre aufzubewahren und auf Verlangen der Genehmi-
gungsbehörde vorzulegen.  

 
2.3.9  Vor Inbetriebnahme ist der Genehmigungsbehörde vom Hersteller der Anlage eine Fa-

chunternehmererklärung vorzulegen, aus der ersichtlich ist, wie die Abschaltung bei 
Schattenwurf, bezogen auf die jeweiligen Immissionsorte, maschinentechnisch gesteu-
ert wird und somit die vorher genannten Auflagen eingehalten werden.  

 
 
 
3. Baurecht 
 
Die Auflage 3.4 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

3.4   Vor Baubeginn, spätestens aber mit der Baubeginnanzeige, ist der zuständigen Bauauf-
sichtsbehörde bei der Stadt Erkelenz der Bauleiter soweit erforderlich auch der Fach-
bauleiter schriftlich zu benennen. Ebenso ist jeder Wechsel dieser Personen oder der des 
Bauherrn mitzuteilen (§ 53 Abs. 1 BauO NRW). 

  Des Weiteren ist vor Baubeginn der Bauaufsichtsbehörde die Beauftragung eines staat-
lich anerkannten Sachverständigen zur stichprobenhaften Kontrolle der Bauausführung 
vorzulegen. 

 
 
 
4. Luftverkehrssicherheit 
 
Die Auflage 4.1 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

4.1 Die Windenergieanlage darf nur an dem nachfolgend genannten Standort mit der nach-
folgend genannten Höhe errichtet werden: 

 

Bezeichnung  Koordinaten (WGS 84) Max. Höhe über NHN 

WEA 16 51° 2’ 37,36“ N; 
06° 20’ 3,49“ E 337 m 

 
 
4.12 Anzeigen vor Baubeginn 
 
Die Auflage 4.12 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

4.12 Das Datum des Baubeginns der Anlage ist der Luftfahrtbehörde 
  
 Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf 
 (Aktenzeichen: 26.21.01-24 19315/2026 NW-11637-0) 
  

mindestens 6 Wochen vor dem vorgesehenen Termin anzuzeigen. Die Anzeige ist der 
Genehmigungsbehörde in Ablichtung vorzulegen.  
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Die Auflage 4.13 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

4.13 Rechtzeitig vor Baubeginn (mindestens 4 Wochen vorher) sind dem 
 
 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr; 

Referat Infra I 3, Fontainengraben 200, 52123 Bonn, unter dem Aktenzeichen: III-0329-
26-BIA nachstehende endgültige Daten zu übermitteln:  

 
 1) Art und Typ des Hindernisses 
   2) Geographische Standortkoordinaten in WGS 84 
 3) Höhe über Erdoberfläche 
 4) Gesamthöhe über NHN 
 5) Art der Kennzeichnung (Beschreibung) 
 6) Nachweis der tatsächlichen Bauhöhen mit dem Vermessungsprotokoll eines/r Öffent-

lich bestellten Vermessungsingenieur/in (ÖbVI) 
  
 Die Anzeige ist der Genehmigungsbehörde in Ablichtung vorzulegen. 
 
 
Die Auflage 4.14 der Ursprungsgenehmigung wird wie folgt geändert: 
 

4.14 Anzeige nach Errichtung 
 Spätestens 4 Wochen nach Errichtung sind der Luftfahrtbehörde die endgültigen Ver-

messungsdaten für die Vergabe der ENR-Nummer und die Veröffentlichung als Luft-
fahrthindernis mit folgenden Details zu übermitteln: 

  
1) Aktenzeichen der Luftfahrtbehörde (26.21.01-24 19315/2026 NW-11637-0) 
2) Name des Standortes (Stadt, Gemarkung, Flur, Flurstück) 
3) Geographische Standortkoordinaten [Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Bezugsel-

lipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen)] 
4) Höhe der Bauwerksspitze (m über NN, DHHN 92) 
5) Höhe der Bauwerksspitze (m über Grund) 
6) Art der Kennzeichnung (Beschreibung) 

 
 
Die Auflage 4.14.3 der Ursprungsgenehmigung wird um folgenden Punkt ergänzt: 
 

4.14.3 Nach Übermittlung der Nachweise / Erfüllung der Auflagen, darf das BNK-System in Be-
trieb genommen werden. Eine weitere Prüfung oder Freigabe durch die Bezirksregie-
rung Düsseldorf, Dezernat 26 Luftverkehr, erfolgt nicht. 
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III. Hinweise 
 
Zur besseren Orientierung wird die Bezifferung der Hinweise aus der Ursprungsgenehmigung bei-
behalten. 
 
 
11.  Bodendenkmalpflegerische Hinweise: 
 
11.4 Mittlerweile wurde das Bodendenkmal Erkelenz VBD 0003 – eine mittelalterliche bis neu-

zeitliche Landwehr – erfasst und soll gemäß der Antragsunterlagen durch den geplanten Er-
richtungsverkehr tangiert werden. Vor Baubeginn ist eine Abstimmung mit dem LVR – Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland zur Ausgestaltung der planerischen Berücksichti-
gung dieses Bodendenkmals durchzuführen.  

 
11.5 Sofern Erdeingriffe im Bereich dieses Bodendenkmals nicht vermieden werden können, sind 

diese auf Grundlage der § 15 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit § 27 Abs. 1 DSchG NRW nach 
Maßgabe einer Erlaubnis nach § 15 I archäologisch zu begleiten.  

 
 
12.   Immissionsschutzrechtliche Hinweise: 
 
12.1  Schattenwurf tritt ein, wenn die Bestrahlungsstärke der direkten Sonneneinstrahlung auf 

der zur Einfallsrichtung normalen Ebene mehr als 120 W/m2 beträgt.  
 
12.2 Im Zuge der Programmierung der Regeltechnik der Abschalteinrichtungen für die Begren-

zung der Schattenwurfimmissionen müssen die betroffenen Immissionspunkte vor Ort ge-
nauestens untersucht werden. Vor Programmierung der Regeltechnik müssen die erforder-
lichen Koordinaten (Rechts- und Hochwert, Höhenquote) der betroffenen Häuser und der 
Windenergieanlage vermessungstechnisch ermittelt werden. Schutzbedürftige Räume 
sind: 
- Wohnräume, Wohnküchen und Wohndielen 
- Schlafräume 
- Arbeitsräume, Büroräume 
- direkt an Gebäude grenzende Außenflächen (Terrassen und Balkone) 
 

12.3   Bei Abschaltautomatiken, die keine meteorologischen Parameter berücksichtigen, entfällt 
die Pflicht zur Registrierung der realen Beschattungsdauer. 
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IV.  Begründung 
 

A. Sachverhalt 
 
Mit Datum vom 20. Februar 2026 beantragt die MLK Consulting GmbH & Co.KG, In Tenholt 33, 
41812 Erkelenz, die Änderung gemäß § 16b Abs. 7 BImSchG für ihre Windenergieanlage WEA 16 
im Windpark Tenholt auf dem Stadtgebiet Erkelenz.  
Antragsgegenstand ist zum einen die Änderung des Anlagentyps von Enercon E-175 EP5 E1 auf 
Enercon E-175 EP5 E2, welches eine Erhöhung der Nabenhöhe auf 151,5 m (inkl. 1 m Fundament-
erhöhung) und der Nennleistung auf 7,0 MW beinhaltet und zum anderen soll der Standort um 
45,5 m verschoben werden.  
 
 
1. Standort des Vorhabens 
 
Der Standort der geplanten Windenergieanlage WEA 16 befinden sich im Windpark Tenholt auf 
dem Gebiet der Stadt Erkelenz nahe der Ortschaften Tenholt, Neu-Immerath, Kückhoven, Katzem 
und Lövenich innerhalb eines ausgewiesenen Windenergiegebietes. Die Windenergieanlage soll 
auf folgendem Grundstück errichtet werden: 

 
Gemarkung Flur Flurstück Anlage 

Lövenich 3 90 WEA 16 
 
 
2. Planungsrechtliche Zulässigkeit 
 
Mit Schreiben vom 18. März 2026 teilte die Bezirksregierung Köln, Dezernat 32 Regionalentwick-
lung, mit, dass der Planung keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen. Der Sachliche Teilplan 
Erneuerbare Energien des Regionalplans für den Regierungsbezirk Köln legt für den Standort der 
geplanten Anlage den Windenergiebereich ERK_02 als Vorranggebiet für die Windenergie fest. 
Dieser Windenergiebereich ist gemäß § 28 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) zusätzlich als Be-
schleunigungsgebiet ausgewiesen.  
 
Die Stadt Erkelenz hat mit Schreiben vom 13. Mai 2026 ihr gemeindliches Einvernehmen nach 
§ 36 Baugesetzbuch (BauGB) für die Errichtung der geänderten Windenergieanlage WEA 16 er-
teilt.  
 
 
5. Beteiligung Träger öffentlicher Belange 
 
Die Antragsunterlagen haben der Genehmigungsbehörde und den nachstehenden Stellen zur Prü-
fung und Stellungnahme vorgelegen: 
 
- Stadt Erkelenz 
- Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 – Luftverkehr 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
- Kreisverwaltung Heinsberg, 

o Amt 61 – Amt für Umwelt und Verkehrsplanung 
o Amt 53 – Gesundheitsamt  
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o Amt 32 – Brandschutzdienststelle  
- Bezirksregierung Köln,  

o Dezernat 32 – Regionalentwicklung  
o Dezernat 55 – Arbeitsschutz 

- Landesbetrieb Straßenbau NRW 
- LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
- Bundesnetzagentur 
 
Die vorbezeichneten Träger öffentlicher Belange haben die Unterlagen geprüft und keine Beden-
ken gegen die beantragte Erteilung der Änderungsgenehmigung erhoben bzw. haben keine Beden-
ken unter Berücksichtigung ihrer Vorschläge für diverse Nebenbestimmungen im Bescheid.  
 
 
6. Fachgesetzliche Prüfung 
 
Immissionen 
 
Schall 
 
Zur Darlegung der Erfüllung der Betreiberpflichten gemäß § 5 BImSchG wurden von der Antrag-
stellerin die Schallimmissionsprognose Nr. 221006-7 vom 15. Januar 2026 der SAB Scholz Akus-
tikberatung vorgelegt. Diese Prognose wurden in Anwendung u. a. der TA-Lärm, des Windenergie-
Erlasses und des Interimsverfahrens erstellt. 
 
Unter Berücksichtigung der Vorbelastung und der oberen Vertrauensbereichsgrenze wird bei Be-
trachtung der Gesamtbelastung an 12 Immissionsorten (IO), nämlich an IO B2-B6, C1, C2, E1, F3, 
F11, G4 und G5, der Immissionsrichtwert für den Beurteilungszeitraum „Nacht“ um 1 dB (A) über-
schritten. Diese Überschreitung ist gemäß TA Lärm zulässig. Damit dauerhaft sichergestellt ist, 
dass keine Überschreitung um mehr als 1 dB (A) an den vorgenannten IO erfolgt, wurde die Auflage 
2.1.4 formuliert.  
 
An den Immissionsorten IO D1, D2 und E2 liegt die gesamte Zusatzbelastung aller geplanten Wind-
energieanlagen im Windpark Tenholt mehr als 10 dB (A) unter dem jeweiligen Immissionsrichtwert, 
so dass die Zusatzbelastung irrelevant im Sinne der TA-Lärm sowie des Windenergie-Erlasses ist.  
Die Überschreitung an den Immissionsorten F1, F2 und F4-F7 ist zulässig, da die Betrachtung jeder 
einzelnen Windenergieanlage (der WEA 16 und parallel beantragte Windenergieanlagen) an dem 
jeweiligen Immissionsort eine Irrelevanz der jeweiligen Zusatzbelastung ergibt. Diese liegt bei der 
Windenergieanlage WEA 16 um mehr als 10 dB unter dem jeweiligen Nacht-Immissionsrichtwert 
und ist damit gemäß TA-Lärm und Windenergie-Erlasses irrelevant.  
 
Die Schallimmissionsprognose legt dar, dass die geänderte Windenergieanlage WEA 16 zur Tagzeit 
weiterhin im uneingeschränkten Betriebsmodus betrieben werden darf. Zur Nachtzeit ist die 
WEA 16 im schalloptimierten Modus OM-NR-07-0 zu betreiben, um keine unzulässigen Über-
schreitungen der Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm hervorzurufen. 
 
Der Betrieb der geänderten Windenergieanlage WEA 16 im Windpark Tenholt entspricht laut Gut-
achten den immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen für Lärm. 
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Schattenwurf 
 
Eine erhebliche Belästigung durch Schattenwurf ist gegeben, wenn am jeweiligen Immissionsort 
eine worst-case-Beschattungsdauer von 30 Stunden im Jahr (entsprechend 8 Stunden im Jahr reale 
Beschattungsdauer) und 30 Minuten am Tag überschritten wird. Um die Schattenwurfdauer zu be-
stimmen, wird vom Immissionsort ausgegangen. Dies bedeutet, dass es nicht relevant ist, wie lange 
eine Windenergieanlage Schatten wirft, sondern wie lange dieser Schatten auf den bestimmten Im-
missionsort fällt.  
 
An den Immissionsorten, die Überschreitungen der zumutbaren Beschattungsdauer aufweisen, 
müssen alle für die Programmierung der Abschalteinrichtungen erforderliche Parameter exakt er-
mittelt werden. Die Programmierung auf Basis von kartographisch bestimmten Koordinaten ist 
nicht ausreichend genau bzw. es könnten sich Änderungen vor Ort ergeben haben, welche noch 
nicht in den Kartenwerken verzeichnet sind. Die Einmessung muss nicht durch einen öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieur erfolgen.  
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen der geänderten Windenergieanlage durch Schattenwurf wurde 
durch die MLK Consulting GmbH & Co.KG mit Datum vom 09. Februar 2026 eine Schattenwurf-
prognose mit der Bericht-Nr. SWP_22-005-02 erstellt.  
 
Durch Beachtung der in dieser Änderungsgenehmigung und deren Bestandteile (u. a. Antragsun-
terlagen, Schattenwurfgutachten, Nebenbestimmungen) enthaltene Vorgaben ist sichergestellt, 
dass der Betrieb der Anlage hinsichtlich des Schattenwurfes den immissionsschutzrechtlichen 
Bestimmungen entspricht.  
 
Durch die Installation einer Schattenwurfabschaltung wird eine erhebliche Belästigung der Nach-
barschaft vermieden.  
 
 
Baurecht 
 
Standorteignung / Turbulenzen 
 
Die standsicherheitsrelevanten Auswirkungen durch Turbulenzen sind durch die I17-Wind GmbH 
& Co. KG gutachterlich untersucht worden. Das „Gutachten zur Standorteignung von Windener-
gieanlagen nach DIBt 2012 für den Windpark Tenholt Deutschland, Bericht Nr. I17-SE-2026-139“, 
datiert den 10. März 2026.  
 
Die Standorteignung gemäß DIBt 2012 für die WEA 16 ist durch das vorliegende Gutachten nach-
gewiesen.  
 
Optisch bedrängende Wirkung 
 
Eine optisch bedrängende Wirkung liegt in der Regel nicht vor, wenn der Abstand zur Wohnbebau-
ung größer als das Zweifache der Gesamthöhe ist. Bei einer Höhe von 239 m beträgt die zweifache 
Gesamthöhe 478 m. Der Abstand der Windenergieanlage zur nächstgelegenen Bebauung beträgt 
ca. 525 m. 
 
Von der geänderten Windenergieanlage kann dementsprechend keine optisch bedrängende Wir-
kung zu Lasten der Wohnnutzung ausgehen. 
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Luftverkehrssicherheit 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 Luftverkehr, und das Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Referat I3 wurden aufgrund der Standort-
verschiebungen, der Typenänderung und die damit im Zusammenhang stehende Höhenänderung 
der Windenergieanlage am Verfahren beteiligt. 
 
Nach fachtechnischer Prüfung durch die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26, an welcher die 
Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) beteiligt wurde, bestehen gegen die beantragte Änderung 
keine Bedenken, wenn diese mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung versehen und als Luftfahrt-
hindernisse veröffentlich werden. Seitens der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26, sind 
keine Gründe ersichtlich, die einer luftrechtlichen Zustimmung entgegenstehen könnten, sofern 
die festgeschriebenen Auflagen beachtet werden.  
 
Die Zustimmung des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr zu der Windenergieanlage WEA 16 wurde nur unter der Vorgabe erteilt, dass eine be-
darfsgerechte Steuerung in der Anlage installiert und betrieben wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 
Bei Beachtung der Bestimmungen dieses Bescheides werden die Genehmigungsvoraussetzungen 
erfüllt. Gemäß § 6 Abs. 1 BImSchG ist deshalb die Genehmigung zu erteilen. 
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V. Kostenentscheidung 
 
Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin und werden in einem gesonderten Gebühren-
bescheid festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 

VI. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Oberverwal-
tungsgericht Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, erhoben werden. 
 
 
 
 
Heinsberg, den 16.06.2026 
 
Im Auftrag            
   
    
gez. N. Gizel  
 
 
 
 
Anlagen   
 
1. Satz Antragsunterlagen 
2. Vertragsentwurf zur „Bedarfsgerechten Steuerung“ 


